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Einleitung 

Viele Gebiete des internationalen Rechts gelten als außerordentlich 
schwierig. Nicht neu ist auch, daß die Schwierigkeit eines Rechtsgebiets 
über hundert Jahre lang von fast allen betont wird, die sich mit ihm be-
schäftigen. Dem internationalen Insolvenzrecht wird aber eine weitere, 
ungewöhnliche Eigenschaft zugeschrieben: es widersetze sich geradezu 
hartnäckig der Internationalisierung1. Das ausgeprägte Widerstreben dieser 
letzten Bastion des Territorialismus wird aber zusehends schwächer; und 
dies gilt besonders für das deutsche internationale Insolvenzrecht, das eine 
rasante Entwicklung genommen hat. 

Die Öffnung des internationalen Insolvenzrechts steht ganz im Zeichen 
der Verwirklichung von inländischen Interessen und Gerechtigkeitsvor-
stellungen, deren Schutz jahrzehntelang als Rechtfertigung der Abschot-
tung diente. Zur Begründung, warum es nunmehr angezeigt ist, eine Lö-
sung zu entwickeln, soll aber nicht auf die hochentwickelte Kommunikati-
on und fortschreitende wirtschaftliche Verstrickung der Staaten verwiesen 
werden - schließlich wurde das Argument schon 1895 vorgebracht2. Das 
deutsche internationale Insolvenzrecht steht vielmehr ganz unter dem Ein-
druck der letzten zwanzig Jahre, in denen Rechtsprechung und Gesetzge-
bung Ansätze entwickelten, wie ausländischen Insolvenzentscheidungen 
im Inland zur Geltung verholfen werden kann. Umstritten ist nun nicht 
mehr, ob ein deutsches internationales Insolvenzrecht Raum für Anwen-
dung oder Überwirken ausländischen Rechts haben kann, sondern wie weit 
dessen Einfluß reicht, und in welcher Weise seine Anwendung vonstatten 
geht. 

Obwohl es nun mit dem Elften Teil der Insolvenzordnung3 eine aus-
führliche Regelung des deutschen internationalen Insolvenzrechts gibt, ist 
es notwendig, Voraussetzungen und Wirkungen der Anerkennung auslän-
discher Insolvenzentscheidungen selbständig zu bestimmen. Die §§ 343 ff . 
InsO enthalten hier zwar eine Teilregelung, aber noch lange nicht alle Fra-

' Gerade in jüngerer Zeit wurde dem internationalen Insolvenzrecht vorgeworfen, „un 
ilôt de résistance à l ' internationalisation" zu bleiben, vgl. Béguin, FS Loussouarn, 31. 

2 Gramming, Z. f. int. Pr. u. StrR 5 (1895), 344, 347. 
3 In die Insolvenzordnung eingefügt durch das Gesetz zur Neuregelung des Interna-

tionalen Insolvenzrechts vom 14. März 2003, in Kraft seit dem 20. März 2003, BGBl. I 
2003, 345 ff. 
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gen sind geklärt. Auf europäischer Ebene gilt dies gleichermaßen trotz der 
in die Verordnung (EG) Nr. 1346/2000 des Rates vom 29. Mai 2000 über 
Insolvenzverfahren - InsVO (EG) - gesetzten Hoffnungen. Die Verord-
nung läßt in ihrem Anwendungsbereich noch einige Probleme ungeregelt; 
und offen bleibt weiterhin, wie gegenüber Drittstaaten zu verfahren ist. Es 
muß auch nicht alle Initiative auf den Gesetzgeber geschoben werden, zu-
mal in anderen Bereichen des internationalen Rechts befriedigende Lösun-
gen gefunden wurden, obwohl auch dort keine ausführlichen Normen vor-
handen sind. Es gilt also nun, Regeln der Anerkennung ausländischer In-
solvenzentscheidungen aus dem geltenden Recht heraus zu bestimmen. 
Als erster Ansatzpunkt können dabei die in der deutschen Diskussion im-
mer wiederkehrenden Prinzipien der Universalität und Territorialität gel-
ten. Auslegungsbedürftig sind weiterhin die bestehenden gesetzlichen Re-
gelungen der Insolvenzordnung, deren weitaus ausführlichere Vorschriften 
als die des vorher geltenden Art. 102 EGInsO a.F. zumindest Stichpunkte 
zum internationalen Insolvenzrecht liefern. Freilich bedürfen die im Be-
reich des Anerkennungsrechts immer noch bruchstückhaften Normen der 
Eingliederung in das bestehende internationale Privat- und Verfahrens-
recht. Allen Kodifikationen und Gesetzesentwürfen ist überdies gemein-
sam, daß sie ihren Schwerpunkt auf das Kollisionsrecht legen, die Grund-
lagen und Wirkungen der Anerkennung werden meist nur gestreift. 

Nach einer Bestandsaufnahme des geltenden Rechts und einer Stand-
ortbestimmung des deutschen internationalen Insolvenzrechts im Rechts-
vergleich und im Rahmen der Europäischen Union müssen also die 
Grundlagen der Anerkennung ausländischer Insolvenzentscheidungen ge-
klärt werden. Ausgangspunkt ist dabei § 343 Abs. 1 InsO, der in das be-
stehende internationalprivat- und -verfahrensrechtliche System eingeglie-
dert werden muß. Ziel ist es, die anerkennungsfähigen Inlandswirkungen 
einer ausländischen Insolvenzentscheidung nach autonomem deutschem 
internationalen Insolvenzrecht zu bestimmen und von den durch kollisi-
onsrechtliche Anknüpfung einer sachnahen Rechtsordnung zuzuweisenden 
Fragen zu unterscheiden. Es gilt also zu bestimmen, welche Wirkungen 
den nach deutschem internationalen Insolvenzrecht anerkannten Insol-
venzentscheidungen zukommen. 



Erster Teil 

Grundlagen 

§ 1 Terminologie 

I. Der Begriff des Insolvenzverfahrens 

1. Insolvenzrecht und Konkursrecht 

Als Insolvenzen bezeichnet man Sachverhalte, in denen ein Schuldner sei-
ne Verbindlichkeiten nicht mehr mit seinem Vermögen begleichen kann 
und Regelungen für eine geordnete Gesamtverwertung getroffen werden 
müssen. Insolvenzrecht wird häufig verstanden als Summe aller Rechtsre-
geln, die in amtlichen, staatlich geordneten Verfahren für die Abwicklung 
der Vermögens- und Haftungsverhältnisse beim wirtschaftlichen Zusam-
menbruch eines Schuldners gelten1. Diese Definition entspricht dem klas-
sischen Begriff des Konkursrechts und ist nach heutigem Verständnis zu 
eng. 

Insolvenzverfahren können nämlich nicht lediglich als Abwicklungsver-
fahren eingeordnet werden2, da so schon vom Wortsinn her ein passives 
Verhalten des Schuldners als „Abwicklungsobjekt" nahegelegt wird. Es 
wurden aber mehr und mehr Modelle entwickelt, die dem Schuldner auch 
in seiner wirtschaftlichen Krise Eigenverantwortung zubilligen. Er ist also 
nicht unbedingt nur Objekt des Verfahrens, sondern kann unter Umständen 
eine selbständige Rolle - beispielsweise in der weiteren Geschäftsführung 
- übernehmen. Zudem wird die vollstreckungsrechtliche Seite des Insol-
venzverfahrens mit der Charakterisierung als Abwicklungsverfahren über-

1 Häsemeyer, Insolvenzrecht, 5. 
2 Von der „Abwicklung" des Schuldnervermögens als Ziel des Insolvenzverfahrens 

sprach noch der Referentenentwurf eines Gesetzes zur Reform des Insolvenzrechts vom 
November 1989. Diese Fassung wurde aber nicht in die InsO übernommen. Kritisch zum 
Wortlaut des Referentenentwurfs („sprachlich nicht zweifelsfrei") Gerhardt, in: Insol-
venzrecht im Umbruch, 1, 2. 
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betont3. Sinn des Insolvenzverfahrens ist zumindest auch die Haftungs-
verwirklichung, doch muß nicht der Weg des staatlichen Zwangseingriffs 
der den Gläubigerinteressen dienlichste sein4; sondern Sanierung oder Re-
organisation des Schuldners können vorzugswürdig sein5. Heutzutage setzt 
sich immer stärker die Auffassung durch, daß Gläubigerbefriedigung auch 
durch Zahlungen aus den Erträgen eines reorganisierten Unternehmens 
erfolgen oder durch Umwandlung der Gläubigerrechte in Unternehmens-
beteiligung stammen kann6. Deshalb ist es sachgerecht, Insolvenzverfah-
ren als Verfahren zur Haftungsverwirklichung mit einem doppelten Zweck 
zu begreifen, nämlich dem der Liquidation und der Sanierung7. 

Das Insolvenzrecht nimmt nach inzwischen vorherrschender Ansicht 
eine Mittelstellung zwischen Vollstreckungs- und Unternehmensrecht ein8. 
Insolvenzverfahren umfassen zwar in jedem Fall diejenigen Verfahrensar-
ten, die vorrangig der zwangsweisen Liquidation des Schuldners dienen. 
Der Begriff des Insolvenzrechts soll jedoch Vergleichsverfahren und Re-
organisationen mit einbeziehen. Die rechtspolitische Aufgabe, die dem 
einheitlichen Insolvenzverfahren gegenüber dem Konkursverfahren zuge-
messen wird, schimmert schon daraus hervor, daß das Rechtsgebiet einen 
anderen Namen erhielt. 

Auch wenn das Insolvenzrecht gegenüber dem Konkursrecht einen 
zweiten Schwerpunkt hinzugewonnen hat, ist ein Charakteristikum des 
Rechtsgebiets gleichgeblieben, nämlich die Verknüpfung von materiellem 

3 Karsten Schmidt, Insolvenzrecht der Unternehmen, 20 f., zeigt unter Hinweis auf 
Kohler (instruktiv Kohler, Lehrbuch, 2 f., 8 ff., 32 ff.) auf, daß das bisher zugrundege-
legte Prozeßdenken auch historisch keine Notwendigkeit und Selbstverständlichkeit ist. 
Das Prozeßrechtsdenken sei eine wissenschaftlich erklärbare Fehlentwicklung und habe 
zur Stagnation des Rechtsgebiets beigetragen, Karsten Schmidt, Insolvenzrecht der Un-
ternehmen, 19. 

4 Auch sind die Vollstreckungsorgane nicht die verlängerten Arme des Gläubigers, 
sondern haben einen gerechten Ausgleich zwischen Gläubiger- und Schuldnerinteressen 
herbeizuführen, Henckel, FS Merz, 197, 201. 

5 Daß Reorganisation oder Sanierung des Schuldners nicht bedeuten soll, Vermögen 
zu Lasten der Gläubiger umzuverteilen, wird allenthalben betont. Vgl. ausfuhrlich Balz, 
ZIP 1988, 273, 274, 278. 

6 So deutlich Henckel, FS Merz, 197, 199. Er weist allerdings d a r a u f h i n , daß auch 
die Liquidation eines Unternehmens ein unternehmensrechtlicher Prozeß ist, es sich also 
auch um einen „behaupteten Gegensatz" zwischen prozeßrechtlichem und unternehmens-
rechtlichem Verständnis des Insolvenzverfahrens handelt, der allenfalls unterschiedliche 
Akzente setzt, id., 200. 

7 Baur/Stürner, Rn. 1.4. Von drei Grundtypen der Insolvenzbewältigung spricht Stür-
ner, in: Neuordnung des Insolvenzrechts, 41, 43: der Sanierung durch vergleichsweise 
Einigung, der Liquidation durch Einzelveräußerung und damit Zerschlagung und der 
Sanierung durch Gesamtliquidation unter Austausch des Vermögensträgers. 

8 So vor allem Henckel, FS Merz, 197, 203; die unternehmensrechtliche Seite betont 
Karsten Schmidt, Insolvenzrecht der Unternehmen, 19 ff.; 151 ff. 
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Recht und Verfahrensrecht. Das Insolvenzrecht enthält Verfahrensrecht, 
wenn es den Ablauf des Verfahrens und die Stellung der Beteiligten regelt. 
Das Insolvenzrecht enthält aber auch materielles Zivilrecht. Insolvenz-
gründe und Verfahrenseröffnung bilden den Bezugspunkt für eine Ände-
rung materieller Rechtspositionen. So sind zum Beispiel die Stellung des 
Gemeinschuldners zu seinem Vermögen (Wegfall der Verfügungsbefug-
nis), die Änderung von Rechtspositionen Dritter oder die Wahrung dingli-
cher Verwertungsrechte (Absonderung, Aussonderung), die Aufrechnung 
und die Behandlung schwebender Verträge zum materiellen Insolvenz-
recht zu zählen9. 

2. Die Herausbildung eines neuen Systembegriffs im Sachrecht 

Ausgehend von der in der Rechtsanwendung und durch Rechtsverglei-
chung gewonnenen Erkenntnis, daß das Konkurs- und Vergleichsrecht zu 
eng ist, um die bestehenden Bedürfnisse zu decken, setzte in Deutschland 
eine Diskussion über die herrschenden Grundgedanken eines modernen 
Insolvenzrechts und die Umsetzung dieser Ziele in einer neuen Insol-
venzordnung ein. Dabei kristallisierten sich mehrere Elemente heraus, die 
ein Insolvenzverfahren charakterisieren und zur Herausbildung eines neu-
en Systembegriffs führten, der beschreibt, was unter einem Insolvenzver-
fahren zu verstehen ist. 

Ausgangspunkt der Insolvenz ist die wirtschaftliche Krise eines 
Schuldners. Er ist insolvent, wenn sein Vermögen mutmaßlich nicht mehr 
ausreicht, um alle Gläubiger zu befriedigen. Der finanzielle Zusammen-
bruch des Schuldners muß nicht unbedingt darin bestehen, daß schon 
Zahlungsunfähigkeit vorliegt, seine Überschuldung oder drohende Zah-
lungsunfähigkeit kann genügen. Voraussetzung der Eröffnung eines Insol-
venzverfahrens ist in jedem Fall das Vorliegen eines Insolvenzgrundes in 
der Person des Schuldners. 

Charakterisierend ist für das Insolvenzverfahren seine Eigenschaft als 
ein Instrument der Haftungsverwirklichung. Zur Gesamtbereinigung der 
Schuldnerverbindlichkeiten wird eine einheitliche Schuldenregulierung 
vorgenommen. Zweck des Verfahrens ist die Verwirklichung der Gläubi-
gerrechte in den Grenzen zulässiger Rechtsausübung10. Das Ziel der Haf-

9 Ausfuhrlich zur Unterscheidung von materiellem Insolvenzrecht und Insolvenzver-
fahrensrecht Häsemeyer, Insolvenzrecht, 54 ff.; auch Baur/Stürner, Rn. 1.11. Anders 
Köndgen, in: Globalisierung und Rechtsordnung, 52, 60 f., der diese Dichitomie aus 
ökonomischer Sicht für irreführend hält. 

10 Henckel, FS Merz, 197, 199, 202 f. Die Aufgabe der gemeinschaft l ichen Befriedi-
gung der Gläubiger wird allgemein herausgehoben. Zu diesem Ziel der InsO, das in § 1 
des Gesetzes an die Spitze der Neuregelung des deutschen Sachrechts gestellt wird, 
deutlich die Begründung zum Gesetzentwurf der Bundesregierung - Entwurf einer Insol-
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tungsverwirklichung kann nicht nur durch gleichmäßige Vermögensver-
teilung erreicht werden. Bisweilen ist es möglich, eine Reorganisation des 
Gemeinschuldners zuwege zu bringen. Wie oben schon ausgeführt, stehen 
Liquidation und Reorganisation als gleichberechtigte Instrumente der 
Haftungsverwirklichung nebeneinander. 

Bei der Haftungsverwirklichung ist eine der meistzitierten Grundideen 
des Insolvenzrechts von entscheidender Bedeutung: das Ideal des „par est 
conditio creditorum". Dieser Grundsatz besagt, daß bei voraussichtlich 
unzureichendem Schuldnervermögen vom sonst geltenden Prioritätsprin-
zip abgewichen und eine gleichzeitige Verteilung des vorhandenen Ver-
mögens an die Gläubiger vorgenommen wird. Dabei sollen deren Forde-
rungen gleichermaßen erfüllt werden. Dieser grundlegende Gedanke gilt 
als die Seele des Konkursverfahrens und der Gerechtigkeit im Privatrecht 
insgesamt11. Ungleich schwieriger zu fassen als dieses Generalprinzip ist 
dessen Ausformung im einzelnen und mit ihm die Beantwortung der Fra-
ge, wann eine vergleichbare Rechtsposition vorliegt. Je mehr in den Insol-
venzordnungen auch soziale, wirtschaftliche und politische Ziele verfolgt 
wurden, desto mehr neigten die nationalen Gesetzgeber dazu, immer feiner 
zu differenzieren. So wurden immer weitere Abstufungen durch Privile-
gierungen geschaffen; und gleichbehandelt wurden schlußendlich nur noch 
die, die sowieso leer ausgingen: die nichtbevorrechtigten einfachen Gläu-
biger. Aber auch die Gläubiger selbst waren in der Verfolgung ihrer urei-
gensten Interessen bestrebt, eben dieser par conditio creditorum durch das 
Gewinnen einer bevorrechtigten Position zu entgehen. Wer sich schon in 
krisenfesten Zeiten dem Schuldner gegenüber in einer starken Verhand-
lungsposition befand, suchte Sicherheiten zu erlangen, die eine bessere 
Stellung im Fall der Krise garantierten. Ergebnis dieser Strategie war eine 
hohe Anzahl masseloser Konkurse. Ziel des Insolvenzrechts ist es deshalb, 
der Aufweichung der par conditio creditorum durch vielgestaltige Privile-
gien und Sicherungsrechte entgegenzusteuern. 

Das Insolvenzverfahren ist als Gesamtvollstreckungsverfahren ausge-
baut: seine Aufgabe ist es, das gesamte Vermögen des Schuldners zu 
sammeln und in einem Zug unter den Gläubigern zu verteilen. Deshalb 

venzordnung (InsO), BR-Drucks. 1/92, 83 („Der einheitliche Hauptzweck des Insolvenz-
verfahrens ist die gemeinschaftliche Verwirklichung der Vermögenshaftung"); siehe 
auch Uhlenbruck, Insolvenzrecht, 37; Bork, Insolvenzrecht, Rn. 1. 

11 Hanisch, in: Premier Séminaire, 15, 17. Zu den Schwierigkeiten im geltenden 
Recht, die Reichweite des Gleichbehandlungsgrundsatzes zu bestimmen, ausführlich 
Häsemeyer, Insolvenzrecht, 30 ff. Zur theoretischen Erklärung der par conditio credito-
rum Köndgen, in: Globalisierung und Rechtsordnung, 52, 61 f.: „Mithin erweist sich das 
Insolvenzrecht als regulatives Recht mir der Aufgabe, jenen Kooperationsvertrag zu 
erzwingen oder zu simulieren, den vernünftige Gläubiger aus eigenem Antrieb geschlos-
sen hätten." 
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kann das Ziel der Gesamtbereinigung als weiteres Prinzip des Insolvenz-
verfahrens angesehen werden. Damit verbunden ist regelmäßig das Verbot 
der Einzelzwangsvollstreckung in der Insolvenz. Die Gesamtbereinigung 
ist endgültig, wenn eine juristische Person als Gemeinschuldner nach ih-
rem Abschluß erlischt oder wenn die Gesamtbereinigung in eine Schuld-
befreiung mündet. Letztere wird aber nur dem redlichen Schuldner zuge-
billigt. 

Prägendes Merkmal des Insolvenzverfahrens ist, daß es in eine staatli-
che Ordnung eingebettet ist. Es muß nicht unbedingt in seiner Gänze ge-
richtlich oder durch ein Verwaltungsorgan geleitet sein, bewegt sich aber 
grundsätzlich im Rahmen einer staatlich festgelegten Ordnung und ist 
auch dann, wenn vieles aufgrund von Vereinbarungen geklärt werden 
kann, nicht allein der Gläubigerautonomie überlassen12. Dies schließt nicht 
aus, daß starke vertragliche Wesenszüge enthalten sind. Desgleichen ist es 
möglich, daß in einzelnen Verfahrensschritten die Leitung des Insol-
venzorgans durch die Eigenverwaltung des Schuldners ersetzt wird. Trotz-
dem ist eine staatliche Überprüfung unabweisbar, und der Ablauf des Ver-
fahrens ist nicht allein der Autonomie der Beteiligten überlassen. 

Aus diesem Elementen kann der Systembegriff nach dem Verständnis 
des deutschen Sachrechts zusammengesetzt werden: Ein Insolvenzverfah-
ren ist ein staatlich geordnetes Gesamtverfahren, das auf dem finanziellen 
Zusammenbruch des Schuldners beruht und und das der - bei Schuldbe-
freiung endgültigen - Bereinigung seiner Verbindlichkeiten sowie der 
gleichmäßigen Haftungsverwirklichung der Gläubiger dient, die entweder 
durch Liquidation oder Reorganisation des Schuldners verwirklicht wird. 

II. Der Begriff des internationalen Insolvenzrechts 

Das Insolvenzverfahren mit Auslandsberührung ist dadurch gekennzeich-
net, daß der Schuldner Betriebsstätten, Vermögen oder Gläubiger nicht nur 
in einem Staat hat13. Zur Umgrenzung des Rechtsgebiets sind Insolvenz-
verfahren im Sinne des internationalen Insolvenzrechts zunächst sehr weit 
zu verstehen und umfassen alle Verfahren oder Vorgehensweisen, die zur 

1 2 Das Verhältnis von Gläubigermacht und Gerichtsmacht zählt zu den „neuralgi-
schen Punkten der Geschichte des Insolvenzrechts", Stürner, in: Neuordnung des Insol-
venzrechts, 41 , 47. Ob die pointierte Aussage von Stürner, id., 48 zutreffend ist, wonach 
die Insolvenz die Stunde gestaltender Gläubigermacht ist, die gerichtlicher Überwachung 
bedarf, kann wegen der starken Stellung des Insolvenzverwalters, der oftmals der wahre 
Moderator des Verfahrens ist, bezweifel t werden. 

1 3 So definiert zutreffend Flessner, FS Heinsius, 111. Zu mögl ichen Fallgruppen 
grenzüberschreitender Insolvenzen Köndgen, in: Globalisierung und Rechtsordnung, 52 , 
53. 
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Bewältigung der finanziellen Krise des Schuldners eingesetzt werden und 
nicht nur inländische Sachverhalte betreffen. 

Die grenzüberschreitende Insolvenz ist in zwei Spielarten denkbar: zum 
einen als Auslandsinsolvenz mit Inlandsberührung, zum anderen als In-
landsinsolvenz mit Auslandsberührung. Beiden Ausprägungen ist gemein-
sam, daß zu ihrer Regelung, ebenso wie im Sachrecht, Normen mit (inter-
national)verfahrensrechtlichem und (international)privatrechtlichem Ge-
halt nötig sind. Der Charakter des internationalen Insolvenzrechts be-
schränkt sich nicht auf das Kollisionsrecht. Dies ist nicht unumstritten. 
Eine starke Strömung in der Literatur sieht im internationalen Insolvenz-
recht reines Rechtsanwendungsrecht, das Kollisionsnormen enthält. Es 
gehe darum, das anwendbare Insolvenzrecht zu bestimmen, wenn sich in-
solvenzrechtliche Tatbestände einschließlich des Insolvenzverfahrens in 
den Geltungsbereich verschiedener Rechtsordnungen erstrecken14. 

Diese Ansicht steht im Widerspruch zu der modernen Entwicklung des 
internationalen Insolvenzrechts und hat Schwierigkeiten, die grenzüber-
schreitende Wirkung eines Insolvenzverfahrens als Ganzes zu erfassen. 
Für Einzelfragen mag die Abgrenzung durch Kollisionsnormen taugen, die 
vielfaltigen Wirkungen der Insolvenzeröffnungsentscheidung oder die 
weiteren Wirkungen, die nachfolgend in Entscheidungen des „Dauerver-
fahrens Insolvenz" ergehen, können so nicht die erstrebte Inlandsgeltung 
erlangen. Die Wirkungen der ausländischen Insolvenzeröffnung sind viel-
mehr von der Anerkennung des gerichtlichen Aktes abhängig zu machen, 
und als solche gehören sie zum Bereich des internationalen Anerken-
nungsrechts15. Im internationalen Insolvenzrecht setzt sich demzufolge das 
fort, was das Insolvenz(Sach-)recht charakterisiert: die Doppelgleisigkeit 
zwischen Verfahrensrecht und materiellem (Kollisions-)Recht. 

14 Das Verständnis des internationalen Insolvenzrechts als Insolvenzkollisionsrecht 
wird geprägt von Kuhn/Uhlenbruck/Lüer, §§ 237, 238 KO Rn. 1 („Der Begriff des inter-
nationalen Konkursrechts lehnt sich eng an den des Internationalen Privatrechts (IPR) an 
und kennzeichnet wie dieses einen Bereich des räumlichen Kollisionsrechts"); in Anleh-
nung an die ältere (internationalkonkursrechtliche) Literatur, allen voran Jaeger/Jahr, 
§§ 237, 238 KO Rn. 34, 38; Jürgen Schmidt, System, 9. 

15 Grundlegend Pielorz, Auslandskonkurs, 37 ff., der auf die Konkurseröffnung als 
Hoheitsakt abstellt. In diese Richtung auch die richtungweisende Entscheidung des BGH, 
1 1. 7. 1985, BGHZ 95, 256 , 264 f. = RIW 1995, 729 = ZIP 1995, 944 = WM 1995, 1004 
= NJW 1985, 2897 = JZ 1986, 91 m. Anm. Lüderitz = KTS 1986, 97 = EWiR § 237 K O 
1/85, 605 m. Anm. Merz = WuB VI B. § 237 KO 1.85 m. Anm. Obermüller. Eingehend 
zur Gemengelage des internationalen Insolvenzrechts zwischen Kollisionsrecht und Zu-
ständigkeits- sowie Anerkennungsrecht Leipold, FS Baumgärtel, 291 , 293 ff. Trunk, K T S 
1987, 415 , 417 ff., mißt den konkursbezogenen Maßnahmen eine Mittelstellung zwi -
schen dem internationalen Gesel lschafts- bzw. Wirtschaftsrecht und dem internationalen 
Verfahrensrecht zu. 
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Ziel des internationalen Insolvenzrechts muß die internationale Effekti-
vität von Insolvenzverfahren sein. Seine Aufgabe ist die länderübergrei-
fende Verwirklichung der Grundideen wie der gemeinschaftlichen Haf-
tungsverwirklichung mittels der par conditio creditorum, der Reorganisa-
tion des Gemeinschuldners und der geordneten Gesamtbereinigung der 
Verbindlichkeiten. Ein internationaler Entscheidungseinklang16 verhilft 
sowohl der Rechtssicherheit als auch dem Gleichheitssatz zu bestmögli-
cher Geltung. Das Hochziel des internationalen Entscheidungseinklangs 
beinhaltet das Streben nach äußerer Entscheidungsharmonie, das heißt 
nach dem Ideal der gleichen Entscheidung gleich in welchem Erlaßstaat; 
und nach innerer Entscheidungsharmonie, die Widerspruchsfreiheit inner-
halb der eigenen Rechtsordnung bedeutet. Ein internationales Insolvenz-
recht muß danach trachten, diesen Leitbildern möglichst nahe zu kommen, 
wenn die Verschiebungen, die sich durch den Auslandsbezug ergeben, die 
ausgeprägte Ordnungsfunktion des Insolvenzrechts nicht durcheinander-
bringen sollen. 

16 Zum Entscheidungseinklang im Anerkennungsrecht Martiny, IZVR, Bd. III/1, 
Rn. 104 ff. 
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§ 2 Die Modelle des internationalen Insolvenzrechts 

Lange Zeit gab es im internationalen Insolvenzrecht eine ganz eigene 
Terminologie, die nicht mit dem Instrumentarium des internationalen Pri-
vat- oder Zivilverfahrensrechts arbeitete. Um die Haltung eines Staates bei 
Insolvenzverfahren mit Auslandsberührung zu umschreiben, genügte eine 
einzige Aussage: bezüglich grenzüberschreitender Konkurse sei man „ter-
ritorial eingestellt", oder man verfolge einen „universalen Standpunkt". 
Damit wurden schlagwortartig zwei Modelle bezeichnet, die die Diskussi-
on über das internationale Insolvenzrecht in zwei Lager spalteten. Auf der 
einen Seite standen die Verfechter des Universalitätsprinzips, auf der an-
deren Seite die des Territorialitätsprinzips. Beide Prinzipien sollen nach-
folgend erläutert werden, um ihre Brauchbarkeit und ihren Nutzen für ein 
modernes deutsches internationales Insolvenzrecht zu untersuchen. 

I. Territorialität und Mehrheitsprinzip 

Der Begriff der „Territorialität" wird auf zwei Ebenen verwendet. Einer-
seits kennzeichnet er die räumliche Bestimmung des Anwendungsbereichs 
von Normen oder Rechtsordnungen als Gegenbegriff zur Personalität, an-
dererseits bedeutet Territorialität die räumliche Beschränkung der tatsäch-
lichen Wirkung. In letzterem Sinne wird Territorialität im internationalen 
Insolvenzrecht meist gebraucht und dem Begriff der Universalität gegen-
übergestellt. Gemeint ist also die Begrenzung der Anwendbarkeit und der 
Durchsetzbarkeit von Normen17. 

Das Territorialitätsprinzip im internationalen Insolvenzrecht basiert auf 
einer einfachen Annahme: Das Insolvenzverfahren hat lediglich in dem 
Staat, in dem es eröffnet und durchgeführt wird, rechtliche Wirkungen. 
Notwendige Folge ist dann, daß das Inlandsverfahren keine Auslandswir-
kung, das Auslandsverfahren keine Inlandswirkung hat. Die Eröffnung 
eines Konkurses im Inland hindert den Gemeinschuldner also nicht an 
Verfügungen über ausländisches Vermögen, genauso wie auch dessen 
Gläubiger nach wie vor im Ausland vollstrecken können. Auch im umge-
kehrten Fall wirken die durch den Konkurs erfolgenden Eingriffe nicht 
über die Grenze. Insbesondere ist es dem ausländischen Konkursverwalter 
verwehrt, Zugriff auf inländisches Vermögen zu nehmen. 

17 Neuhaus, IPR, 179 f., 182 ff.; im Anschluß daran Aderhold, 29. Zu den Begriff-
lichkeiten ausführlich Jürgen Schmidt, System, 50 ff.; aus neuerer Sicht Westbrook, 
Mich. L. Rev. 98 (2000), 2276, 2282 ff. Anders Lüer, KTS 1990, 377, 394 ff., der von 
„kollisionsrechtlicher" Territorialität und Universalität spricht, die prozessuale Seite 
jedoch völlig außer Betracht läßt. 
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